
/11'-":' ~7efi9 der Beilag~n_!:~j den ·s~~no?;raphische~l Protokollen des Nationalrates 

XII. Gesetzgebungsperiode 

Republik Osterreich 
DER BUNDESKANZLER 

Zl. 27 ~'3.i4"'PrM/71 
Parlamentarische Anfrage Nr.859/J 
an Aie Bundesregierung betreff~nd 
Maßnahmen zur Erhaltung der noch 
g~sunden Klein- und Mittelbetriebe 

.dn Hihdel~ Gewerbe, Verkehr und. 
Fremdenverkehr 

An den 

Pl;'äsidenten des Nationalrates 
Dipl.lhg.Karl HALDBRUNNER, 

1010 ~=~=~=~ 

14. Se ptember 1971 

.~ ".).;, ') ',>. '" • 

, ;.~ 

: :.~' 

Die Abge ordneten zum Na tionalra t MAYR und Genossen'~ ".,.­

haben am 16.Juli 1971 unter der Nr.859/J an die Bundesregte':" .' 

rungeineAnfrage, betreffend Maßnahmen zur Erhaltung der 

. noch gesunden Klein- und Mittelbetriebe in Handel, Gewerbe, 

Ve·r.k~'hr un,d Ft-emdenvepkehr gerichtet'", wel,che folgenden Wbrt-
,. •• - ,'" j. 

laut hat: 

"-}J~chdem versctiedene sozi.alistische Abgeordnete am 1:5.7. 

': 197ican die BU!1desregierungAnfragen Q€treffend Maßnahmen der 

Bun~esreg~erung fUr die ver~ch~edenenBevölkerungsgruppen ein­

gebracht h~ben, eine Anfrage ;betreffend Maßnahmen der Bundes- '",.. 

'. regieru~g zur Erhalt der gesunden Klein- und M,itfelbetri"~,be"" . 
· .~~ .' . .... .~ . d 

· aber wohlwei'slich unterließen und sei t dem Bestehen der "Ml·n~:'·;" ;~'~;, ',,' "*' . . ; ":. - . ~ ." . 

de'rhei tsregierung die Si tua tion bei den Klein- und Mi tt€P?e~, 
trie,ben immer unerträglicher wird, richten die unter'zeic'hn~,t'en' 
Abgeordneten nachstehende 

A n fra; g e : 

1) ,Was hat die Bunde.sr'egterung zur Exlstenzerhal tung, der kle~ - ,,' 

"'»ert ;{ifld/mi.ft/illeilkri:,':~';~l~stancl:~&-,·erwerij,Stä t'igeJl"B€tri€b'e bi's­

her unternommen? 

· 2). Ist die Bundesregierung bereit Maßnahmen zu ergreifen um , 

d~~ Existenz dies~r selbständi~en Betriebe zu sichern?Und 

~),i~ sozialrechtlicher Hinsicht die Benachteiligung gegen­

Uber den Uhselbständigenzu beseitigen?" 

J 
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Ich beEhre mich, diese Anfrage namens der Bundesregie­

rung wie folgt zu beantworten: 

.. ". . .,.", 

mationen besteht kein Gru.nd zür Annahme" daß iri letztE?:rzeit , . .." 

ale. Si tuation bei den Kleln- und ML t;·telbetr1ebenimm€r· uner­

träglichergeworden ist,sondern im Gegenteil a~eh die Klein­

und flJi ttelbetriebe AnteIl am allgemeinen \tHrtschaftsaufsehwung 

genommen haben. 

Ein großer Teil der Kltin- und Mittelbetriebe findet 

si eh auf dem Geüe te des BandE: 18.. tnsbe sondErE im Fache inze:]. - .' 

handel und im ländlichen Gemischtwa!~enhandeL Nach den ErhE:·". 

bungen des österreichischen InstitutsfUr Wirtschaftsfor~chung~ 

haben dl~ Umsätze dieser beiden sektoren des Hand~ls (ohne Fi­

lialbetriebe) vom Jahre 196t3 ·'Cl_uf dl}"s J'ahr1969~'nur um 4,6 % zu­

genommen, l'1'ährend vorn ,Jahre 1969 auf das Jahr 1970 ei.ne Umsatz"; 

steigerung um 8 .. 1 %: zu \1i2r2,(~ichnen war; tm ersten Halbjahr 19'(1 
lagEn die;; U:1:sä.tze um 9,0 % über' dem Vor:jahresstand~ 

Auch der Fremdenverkehr ist'weitgehend.eine Dom~ne der 

Klein- und Mittelbetriebe. Dieser hat in letzter Zeit einen 

starken Aufschwung genommen .• was dar8.U5 ersehen werden kann, 

daß a:Le Übernachtungen vom Fremdenverkehrsjahr (~icweils vom 

1.Nov'2mbel' bü, .31.0ktob8r) 1967/68 a.uf 1968/69 um 5 .. :5 % zu­

g'2nOmmGn ha.ben), vom Ja111' 196B/69 auf' 1969/ro hingegen 'um 

11,9 %. In den ersten 8 Mona ten dES laufenden Fremct'~nverkehrs .~. 
jahres 1970/71 war die Z.i'thl der:' Übernachtungen um 11,3 % 111:)­

her als im analogen Vorjahresze:i.tra.um. Betrachtet man die 
Nächtigunge~ von Ausländern a11~i~, so ~rgibt sich ~ie~ 
eine ähnliche EntHicldung. Di.e Stetgerurigpra te g(?gel~ilb(er 
dem entsp:ce'chendenZe1traum des Vorjahres betrug 1m Frern­

c.lenvETkehrs jahr -1969/70 15, 6 %~ in den' ersten e Ulona ten des 

laufenden Fremdenverkehrsja.hres 14,4 %, w~hreridsie im Frem~ 

denverkehrsjah~ 1968/69 nur bei 7,3 % lag. Noch st~rkEr ha­

ben sich die Deviseneing~nge aus dem Fremdenverkehr erhöht; 
.' ; 

ihre steigerung gegenUber demjew€iligen Vorjahress~and. 

betrub im Fremdenverkehrsjahr 1968/69 nur 13,1 %. wMhrend 

si.e 1969/70 auf 27,0 ~s anwuchs und ·fUr die ersten ß r~ona­

te des laufenden Fremdenverkehrsj8.hres b€i 23,2 JiS li>:igt. 
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D" d HG q·-r""··Er')e,.,'-~L.'!'-"-'--"k-" 1e von· " er· rOl"g.;:.vJ "!. ' ,) V('..( i,.l •. , \.1 deHÖsterr. Statistischen 

Zentralatnü;s erfy.Bten Betriebe st811~n großteils tYI,üscile 

Mittelbetriebe der Produkterzeugung ~ar. DasGroßgewerb~ erzielte 

i~ Jahre 1969 einen Bruttoproduktionswert von rund 20 Mrd. S, im 

Jahre 1970 aber bereits von rund 25 Mrd. S, was eine St~igerung 

um 25 ;'6 bedeutet. 

Für das Handwe'rk liegen analoge Da ten nicht vor, da erst 

'.; .. ~?i,e Grundlage für statistitoche Erhebungr:m auf diesem Sektor g~;:" 
schaffen werden mußte. Das Institut fUr Gewerbeforschung unte~­

'sucht jedoch seit einiger Zeit v~rschiedene Branchen. In letzber 

Zeit wurden solche Untersuchungen über die Kleidermacher, Stein­

metze und Elektriker fertiggestellt, aus denen sich ergibt~ daß 

die Ertragslage und Umsatz lage gegenüber dem Jahre 1969 sißh 

verbessert hat, oder zumindest unver~ndert geblieben ist. 

Alle diese· Daten lassen el~kehnen .. da.ß sich das günstige 

wirtschaftliche Klima der letzten Zeit auch auf die Klein- und 

Mittelbetriebe förderlich ausgewirkt hat. 

Nach diesen allgemeinen Feststellungen möchte ich darauf hin-
. ~ ", 

., weisen, daß das vornehmlich für den Gegenstand der Anfr~~e~zu-

ständige Bundesministerium fUr Handel~ Gewerbe und InCustrie 

im Verein mit den and81'en zuständigen Zentralstellen des Bundes 

eine Reihe von FBrderaktionen J die [Ur kleinere und mittler~ 

Unt~rnehmllngen von Bedeutung sind, unterhäl t. 
, ' 

Das Ministerium hat nach der Regierungsbi Idung d:,tese Förder-

aktionen fortgerUhrt~ zum Teil konnten die verfügbaren Mittel 

ausgeweitet werden. Darüber hinaus hat das Ministerium ?usätzliche 

Förderungsm5g1ichkeiten geschaffen und vorhandene F~rd8rungsein- . 

richtungen reorganisiert: 

Die Bürgschaftsfonds-Ges.m.b.H. Ubernimmt 1m Ra~nen d~eseF 

Aktion für Investitionskredite der Klein- und Mittelbetriebe 

der gewerblichen Wirtschaft die Haftung bis S 200.000 J --' und 

gewährt darUb~rhinaus ZinsenzuschUsse im Ausmaß von 3 % p.a. 

i, 
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Im Rahmen dieser Aktion hat das Bundesrriinisterium für Handel, 

Gewerbe und Industrie im Jahre 1970 an die Bürgschaftsfonds-Ges. 

m.b.H. Bundesm::Lttel in Höhe vonS 44,,5 Mio. für die Gei'lährung von 

Zinsenzuschüssen im Ausmaß von 3 % p.~. für Investitionskredite 

an Klein- und Mittelbetriebe zur Verfügung gestellt. Damit konnten 

2.355 Anträge mit einer Kreditsumme von S 293,687.000,-- einer 

positiven Erledigung zugeführt werden. 

Im Jahre 1971 wurden vndE::an. Bundesministerium für Fortsetzung 

dieser Zinsenzuschußaktion S 47,7 Mio. der BURGES zur Verfügung 

gestellt. Bis zum 30. Juni 1971 konnten 1.814 Anträge mit einer 

Kreditsumme- von S 229,018.000,-- positiv erledigt \<Terden . 

. Im Rahmen des Jahresprogrammes 1971/72 \.1ird ein Kredi t an 

die Bürgschaftsfonds Gesellschaft m~b.H. in HBbe vbn S 5Mio ge­

währt. Seit der Gründung der BUrgschaftsforids Gesellschaft m.b.H. 

im Jahre 1955 wurden dieser GeselH5chaftaius ERP-l\11 ttelnS 70, Mio 

für Hafturigszwecke zur Verfügung gestell t, die zusammen mi t dem 

Stammkapital von derzeit S 60 Mio den Hdftunisst~ck bdlden. A~f 
Grund der breiten Streuung der verbürgten Kredite übernin~t die 

Bürgschaftsfonds Gesellschaft m.b.H. Haftungen bis zum fünfzehn-
"I' .. ;,,~ >" •. "~ 

faphen des Haftungs- und Stammkapitals. 

Die bisherige Praxis, die für die Gewährung vön Zinsenzuschüs­

sen durch die BÜRGES zurVerfüiung stehenden Bud~etmittel des 
. . . . . 

"Hundesministertums für Handel,' GevIerbe und Industrie am Beginn 

des Geschäftsjahres fUr das gesamte Geschäftsjahr frei-zugeben, 

führten im April 1970 dazu, daß die fUr das laufende Jahr bereit-

">stehenden Zinsenzuschußmi ttel berei ts zu diesem Zei tpunkt zur 

Gänze vergeben waren, so daß mangels entsprechender Mittel ein 

llBewilligungsstoplf verfügt werden mußte. Diese Verfügung konnte 

im Dezember 1970 angesichts des Inkrafttretens des 2. Budgetüber­

schreitungsgesetzes 1970, BGBl.Nr. 361/70, aLtfgehoben werden. Um 

einen "BewilligungsstopT! und damit ,eine praktische Lahmlegung 

der BÜRGES künftig jedenfalls auszuschließen, wurde vom Bundes­

ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie anfangs 1971 ein 

Finanzierungsplan ausgearbeitet und in Kraft gesetzt. Dieser 

Finanzier'ungsplan sieht grundsätzlich eine vierteljährliche Frei­

gabe der auf diesen ZeitraLlm entfallenden Zinsenzuschußm:i. ttel vor. 
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Neben dießer "w'!'der ven der EUriGES nach folgende Kre.di taktio-

nen durchgefü~rt: 

1. Fremdenverkehrs-Sonderkreditaktion (seit 1967) 
.2~' Aktion nach dem Struktuy'v2!'besserungsgesetz 1969 (sei t 197.0) 

ad:i) Fremdenverkehrs-Sonderkreditaktion 

Diese Aktion dient dazu, Rationalisierungs- und Qualitätsver­

besserungen auf dem Sektor des Gast- und Beherbergungsgewerb~s ici 
c 

"" ,. '''''''e''i:n!ög li ehen. 

Im Rahmen der Aktion werden von der B&rgsehaftsfonas-Ges.m.b.H~ 

für Investitionskredite des österreichisehen Gast- und Beherbergungs~ 

gewerbes Haftungen sowie Zinsenzuschüsse in Höhe von 3 % p.a. für \ 

Investitionskredite in HÖhe von S 150.000,-- bis S 500.000,-~ 
gewährt. 

Das BundesminiSterium für Handel .. GeW~rbe emc1 In&fi'striehat 

im Jahre 1970 für diese Aktj.on Bundesmittel in der Höhe von 

S 10 Mio. zur Verfügung gest~llt. Es wurden 208 F~lle mit einer 

Kreditsumme von S 74,978.000,-- eIner positiven Erledigung zuge­
führt. 

Im Jahre 1971 wurden \U1 die-.::em Bundesministeriumzur Fort,.. 

setzung dieser Fremdenverkehrs-Sonderkreditaktion S 13,5 Mio. 

zur Verfügung gestellt, Bis 30. Juni 1971 l{ormten 205 Anträge 

mit einer Kreditsumme von S 74,662.000 .. -- positiv erledigt 
werden. 

ad 2) Struktu~verbess~rungsgesetz 

Die Bundesregieru~g hat am 20. Oktober 1970 den Entwurf eines 

Bundesgesetzes mit dem Z1elim Nationalrat eingebracht~ die Geltung~­

dauer der befristeten Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 23.1.1969 

über steuerli8he fvlaBnahmen zur Verbesserung der ·vfirtsche.f'tsstnuktur 

(Strukturverbesserungsge,setz), BGBl.Nr. 69/1969, um zwei bzv-l. 

drei Jahre zu verl~ngern u~d gleichzeitig auch herv6rgekommene 

r~ängeldes Gesetzes zu besei tigeri. Dieser Entwurf hat im Finanz-

und Budgetausschuß einige Modifizierungen erfahren und wurde sod(lnn 

einstimmig im Plenum des Nationalrates angenommen. Dadurch wurde 

wieder einer Anzahl von Unternehmungen die Möglichkeit eröffnet, 
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Maßnahmen zur Sicherung ihrer Existenz zu treffen. Das Gesetz 

sieht Förde'1"ungsrr,:aßnfflmen zur Sicherung und Hebl:mg eiler Ertr?g~­

fäl;ligkeit (Strukturverbesserung) von Klein- und Mittelbetrieben . " . 

der gewerblichen Wirtschaft durch Erleicht~röngder Finanzier~ng 

von Marktanpassungs- und Ra t:i.ona 1i sierungsmaßtmhli1en vor. 

. Der Bund bedient si.eh zur DurchfUhl"ung der Aufgaben naeh 

diesem Gesetz der Bürgschaftsfonds-Ges.m.b.rI. 

Die BUrgschaftsfonds-Ges.m.baH. ge1:vährt an K1e1n- und Mittel­

betriebe der gewerblichen Wirtschaft im Rahmen dieses Gesetzes 

K1'edi tkoster:'.zuschüsse fUr Investi ticmskredi te'J:n Höhe von durch­

schnittlich 3%p.a. bei einer Kredithöhe von S; 2,5 Nio. unq einer 
T f:'\" .. t r- J~ ,,";. "l""'o:." ...,~" .. :ry~ ,.t;--J.- ....... :....k- . 4.'-.~ .r"1',,,-.,,", .'1,...!'. , _"aU'Z81 von J . dnreH S';':dllc; ndl.bl.<.(le,>" o,sc;,e,l1~"u:~.,cHÜsse 

tionskredite. 

Das BUn(le'f~~minjstr,:):C'ium rn.x' Handel ~ Gev,rerbe und Indus'trle hat 

im Jahre 19'/0 zur Durchführung djescr F.i:5rderungsmaßnahmon elnen 

Betrag von S 72 Mio. zur Verfügung gestellt. Mit diesen Mittelh 

wurden in der Zei t vom 19. Februar 19'70 - dies war de:r' Beginn 

der Aktion - bis 31. Dezember 1970 615 Antr~ge mit einer Kredit­

summe von S 681+",586.000, --. einex' Erlcöigung zugeführt. 

Für das Ja.b.r 1971 sind vom Bundesministerium für Handel, Ge­

werbe und Industrie Mittel in Höhe von S 75,551~ .. OOO, -- vorgesehen. 

Bi s zum )0. JU.ni 19~(l wurden von der BÜHGES 2 1).9 An träge nü t 

einer Kreditsumme von S 277,0)4.000 3 -- aufrecht erledigt. 

Die Vergabe von Förderungsmittelnnach dem Gewerbestruktur-

~~r1JesseruIl~e:'3etz wurde· clurch Erlassung neuer Rieh t linien 

reorganj.sj_ertj \vährend hisher die Vergabe der' Mi ttel lediglich 
0l1In ~l'e cl·c'·l~~ru~~ Uil0' ~~~a-'~L"1a Cl L, ,.) 1':'. HO _., .L"_ il 1. v d CI 

den Unternehmen abgestellt war, ist 

Ertragsfähigkeit der zu fördern­

nunmehr eine schwerpunktmäßige 

Vergabe Ilach gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkten gewährleistet. 

ZinsenzuschuBaktion rUr den Fremdenverkehr de~ 

Bundesmint s terj_ ums fUr Handel., Gewerbe und Industrie 

Diese Aktion sieht 

a) die Förderung von Neuba.uten auf dem Verpflegungs-:- und 

Beherhergungssektor in bestimmten Fremdenverkehrsorten 

oder Fremdenverkehrsgebieten sowie 
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b) die Schaffung von Frf:!:luen'.:erkshY'seinrichtungen fUr die 

Allgemeinheit (~chwimm.:: 0deH.:'E;:i.1l(enb:äqe~,S·chlepp- und 

Schlei flifte, K~reinriChtoung'3nu. a.) durch. Geviäb:r:ung 

von Kredi tkostenzuschUssen dur,:.!h das Bundesm1nisterium 

fUr Handel, Gewerbe und Industrie sowie die Landes~egie~ 

rungen vor. 

Die Höhe der Kredi tkostenzuschUsse beträgt dur.eh das Bundes-:-

.. h-~ministerium für Handel, Gewerbe und· Industrie in der Regel 

2 1/2 % p.a.,woiu noch 1 ~ p.a. seitens der Landesregi~rungen 

kommi. Die ZinsenzuschUs~e werden fUr Investition~k~~dite bei 

der Gruppe a) in Höhe von S 150,000,-- bis S 1,5 Mio. und tUr' 

die Gruppe b) in unbeschränkter·~.,n~hß" bel ,einer Laufzei"t :vor} 

5 bis 10 Jahren gewährt. 

pa,s Bundesrninisterium für Hp.ndel., und· Indüstrie . . 
hat im Jahre 1970 einen Betrag von S 17,763.500,-- für di~se 

Aktion zur Verfilgung gestellt. Mit ~ieSen Mitteln konnten lOg 

Fälle mit einer Kreditsumme von S 236,300.000.9":""- geför'dert.w~rden. 
, 

"'~"i, Im Jahre 1'J71 stellte das B~mdcsministerium fUr Handel, 

Gew~rbe und Industrie zur FortSEtzung dieser Aktion' einen <Bet:r:ag 

von'S 24:1 736.000, -- zur Verfügur:g. In der Zei t vom L Jenner:bis 

29 .,'Juli 19~rl konnten 103 Ans 1J.chen mi t einer KredttsLiJnmt:J von 

S 142,595.000,-- eine positive Erledigung erfahren .. 

. gern'einsame Kleingewerbek:,ed.i tal<tioD. des Bund.2sml}?J. stsy,:1.urns"rUr 

Handel,' Gev!erbe und Ind~.l::)tri.e mi·~_den~.LaEdesr·~gier2Dgen ..!:!!':d 
Landeswirtschaftskammern 

Das Bundesmini stel'ium rUr I-lande lJ Gew,"~rbe und Ind us trie stell t 
zusammen mit dGn Landesregierungen und den Lanoes'dirtsc:haftskammern'-

im Rahmen dieser AktiOn dell Kletnst- und Kleingewel'tJebetri.eben 

Kredite in Höhe von durchschnittlichS 50.000,-~zu~VerfUgyng. 
!;' 

Das Bundesministeriwn trägt dabei die Hä}fte der Kredi tsumme, 

wä.hrend die Landesregierungen -- zusamm~n ini t;'den L~ndeS1tiii .. tschafts- . 

kammern - die andere Hälfte zu t"fagcD haben~ 

. j 
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Das Bundesministerium für Hß.ndel, Gewerbe und Industrie 

hat j.m J,ahrc7 1970 :f\ir diese J\.'kti qn S 1.1J. 'Vii 0 • llr.d,,~mJahre '1971 

S 12~086.ooo~-- zur VerfUgung gestellt. 

Förderung des Handvverks und de~J\uns1.:;h~m~werks sowie Förderung 

des, gewerbl i c.l:len A u.~ste 1~. ungswesens _ und des gewerbli ehen Schulungs.,.. 

wesens 

Das BundesministerJ.um fUr Handel, Gewerbe und Industri.e hat 

,fUr Vorhaben.!' die :Lm Interesse der F'örderung von Klein- und 

I\1i ttelbetrieben der ge,'ierblichen fv:Lrtschaft durchgeführt werden, 

im Jahre 1970 einen Bet~ag von S 12,635.000,-- ~ur Verfilgung ge­

stellt. Es wurden damit 39 Subventionen fUr Ausbildungsvorhaben, 

Berufsförderung~ Rationalisierung und Beratung von Klein~ und 

Mi ttelbetrie ben, Staatspreise und Ehrenpreise für Lehrlingp.'vvet-t­

beltlerbe, Erbal tung von Lehrlings11eimen, Erfindungs- und Forschungs-

vor:haben sowte Ausstellungen gew:ih.rt. 

Koordination und Konzentratton in der Fremdenverkehrsif(5r~erung 

Hinsichtlich der Fremdenverkehrsförderung wurden Maßnahmen 

zur Koordination und Konzentration der verschiedehen Förderein-

richtungen in Angriff genommen. Leitgedanke der in Aussicht gl2~ 
. . .,': 

nommenen Reformen auf Bun~esebene wird es sein, die koordinier~nde 

und konzept1ve Funktion des Bundesministeriums für Handel, GevJerbe 

und Industrie ,auszubauen und andererseits di~ Abwicklung d~r eige~ 

nen Fördertätigkelt des Bundesministeriums fUr Handel, Gewerbe und 

Indus trie Hei tgehend bewährten und auf d18se cEätigkei t speziali­

sier'ten Instj.tutionen zu übertragen. Glei"chzeitig sollen Doppel­

geleisigkeiten bei der staatlichen Förderung beseitigt werden. Um 

gle1chzeitig auch einebestmi:5g1iche Abstimrnung mit den in den 

Bundes länd,8l->n bestehenden Förderungsakti onen zu errei ehen, vvurden 

Verhandlungen mi t den Bundesländern aufgenoimnen, die noch laufen • 

.10- jähriges F'(:i:r:'d~rung;:programm 

Auf dem Sektor des Fremdenverkehrs wurde des weiteren ein 

lO-jähriges Förderungsprogramm vorgelegt, das ein wohl koordiniertes, 

zielstrebiges Vorgehen auf dem .Gebiete der Fremdenverkehrsförderllng 

gewährleistet. Das lO-jährJge Förclerungsprograrnm enthält einerseits 
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Vorstellungen über eine'besss~e Organisatiollcer vorhanderien 

F;örQ'erungseinr~"chtungen,dar:Uber hinal.;tS si~h~, es 'jedoch auch 

neue Maßnahmen zur FremcJenclerke'l1rsl1'>df:~rui1g vor •. 

Die österreichische Fremdenve~kehrswirtsch~ft besteht~ ab~~­

sehen von ",enigen Ausnahmen, aus Kle1n- und Mittelbetrieben (.z.B. 
, . 

betrKgt die Durchschnittsgröße des Beherbergung~betriebes,~und 

26 Betten, das ist - .auch be'criebswirtschaft-lich gese'hen - zu 

.,. ,.Ylenig). Aus diesen Gründen ist das FV-Förderl1ngspr~gr'amm 1971 - 1980,' 

qas am 29. Juli 1971 den Landesreglerungen, den Interessenvertretun­

gen und anderen mit dem YV befaßten Stellen Ubermittelt wurde, in 

erster Linie eine Maßnahmen zur l"ö:cderung von Klein- und Mi ttel­

betrieben. 

Die Schwerpunkt'e dieses Programmes sind u. a. : 

1.) nachhaltige weitere Steige~ung der Qualität sowie Bereich~~ung 

~es österreichischen FV-Angebotes; 

2.) Intensivierung und Erstreckung der Sommersaison~ Au~bau der 

\\lintersaison; 

3.) besondere Förderung des FV in benachteiligten Regionen, die 

dafür geeignet sind; 

4.) Schaffung von Fremden'i,i'erkehrsregionen, . . . . -

5.) Verbesserung der Fremdenver}<:ehrs--infrastruktur; 

6.) wesentliche VerstKrkung der Ausländenierbung, für den österrei­

chischen Fremdenverkehr. 

Das Förderungsprogramm sieht bis 1980 Auftvendungeh a:us Haus­

haltsmitteln des Bundes von rund S 215 Mrd. utid aus ERP~Mitteln 

von rund S 1,6'Mrd. vor. 

Im Ubrlgen darf ich auf die im Rahmen desERP-Fonds zum Gegen­

stand der Anfrage getroffenen Maßnahmen spät~r zurückkommen. 

Sonderaktion Komfortzimmer 

Eine zunächst bis 1976 laufe'i.1de Aktion sieht Prär:üen :CUr den 

Einbau von Badezimmern oder Duschen nü t wc sowie von v.IC allein in 

bestehenden gewerblichen Beherbergungsbetrieben vor. S 5.000,-~ 

pro Ergänzungs-WC, S 10.000,-- pro zusätzlich eingebautemBade~ 

zimmer mit WC oder Toilettenkabinett mit Dusche und gesondertem WC, 

:. ,. 
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S 12.000,--·pro Badezimmer mit gesondertem WCwerden als 

}~örd(~ruqgsbetrag zur Auszahlung geJ,angen. Der yorgesehene Ge­

samtaufwand beträgt rund S 272 Mio. 

Österr. B'remdenverkehrswerb~ 

Der Fremdenverkehrswerbung und ihrem hauptsächlichen Träger, 

dem Verein österreichische Fremdenverkehrswerbuni. galt das be­

sondere Augenmerk des Bundesministeriums fUr Handel, Gewerbe und 

Industrie" M:'i. t einem einstimmigen Beschluß der Genere_.l versammlung 

wurde eine Reorganisation -eingeleitet. Die neu geschaffenen 

Orgilne, d2 . .8 Direktorium und der Werbebeirat, haben i.hre Arbe:L t 
aufgenommen. 

Durch d~.esie Heorgani"sa}~':ton wtrd ein.e·strq,ffene rÜhpungünd 

ein effizienterer Einsatz des Personals gewährleistet und aureh 

.' Einsatz modernster Teehnt.ken eine ;'I,',usN'ei tung und Intens'}-v1erung' 

der Tätigkei~ ermöglicht. Zur UberprUfung der G~undl~nien der 

Gästewe~bung im Ausland sowie der Organis~tionsform der Auslands-. 

zweigstellen der Österreichischen Fremdenverkehrswerbung vom 

Standpunkt ihrer Wirksamkeit am Markt, sind zwei Studien in Auftrag 

gegeberi. worden. D::e Ergebnisse d:i.eser Untersucrlungen vIerden wert­

volle Entscheidungshilfen bilden. 

Letztl:Lch ,\tläre noch anzumeriwIl, daß der Österretchischen .. 

Fremdenverkehrswerbung ca 3/4 ihrer Budgetmittel vom Bund zur 

VerfU~ung gestellt werden. 

Als eine Maßnahme zur Sicherung der Existenz kleIner und 

mittlerer selbst~ndiger erwerbstätiger Betriebe 1st auch die Mit­

wirkung des Bundes bel den Bemühungen zur S2hließung der sogenannten 

Besicherungslücke (sie besteht fUr Kredite in Höhe von über 1 Mio.S 

bZh'. über 1~':5 Mio. S, fUr die die in den einzelnen Bundesländern 

bestehenden KreditbUrgschaftsgesellschaften BUrgschaften nicht 

mehr übernehmen, bis zum Einzelkreditbetrag von S 2,5Ml0., ab 

welc~em erst fler Entwicl{lungs- und Erneuerungsfonds Bürgschaften 

Ubernimmt) anzuführen. Diese Bemühungen zur Schließung der LUcke 

gehen dahin~ daß die Kredituntergrenze des Entwicklungs- und Er-
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neuerungsfonds von S 2,5 Mio. auf 3 1,5 Mio. herabgese~zt01rd. 

Dadurch würde es auch vor allem jenen mittle~en selbst~ndig~n 

erNerbstäti,ger:1 Betrieben, die. Ub2,r> b2.-rl,l~p1äßl,g~ Sicherheiten .il}" 

ausreichenc."lem Maße nicht verfügen fl ermöglicht werden, Bürgschaften 

für Investitionskredite auch in den Größenordnungen von S 1,5 Mio. 

bis 2,5 Mio. S zu ~rlangen, welche Möglichkeit bisher nicht 

bestand~ Untersuchungen, die im Bundesministerium für Handel, Ge­

werbe Und Industrie angestellt wurden, haben nun ergeben, daß die 

LUcke zwischen der Förder'cätigkeit von BUrgschaftsfonds Ges.m.b.H. 

und EE-Fonds nur zum 'Teil dL.lrch die' in den einzelnen Bundes­

ländern geschaffeneri Fördere~nrichtungen ausgefüllt wird. 

Aus diesem Grunde v-rurdeseiterls des Bundes den Bundesländern 

de:!." Vorschlag unterbrei tet, diese BesicherungselTiri'c)::H::ungen auf 
Landesebene auszubauen. Sei ten.s des Bundes wurde eine finanzielle 

Unterstützung hiefUr in Aussicht genommen. Die einschlägigen Ver­

handlungen mit den Bunc'les ländern sind noch nichtacgeschlos·sen. 

Reform der Gewerbeordnung 

Unter der Vorregierung w&ren nur ::r'eilentwiirfe einer neuen 

, Gewerbeordnung dem Begutachtungsverfahren zugeleitet worden. Diese 

"'-,~~!~rd~n nunmehr im Sinne der'Regie:::~u.ngserklärung Uberarbei tet, um die 

fehtenden Be·stimmungen ergänzt und der GesamtentvV'urf hi8!'auf zur 

B.egu'Gach-tung a u:,::-;ge sand t. Die IVIoöernj_ s1erung der Gewerbeordnung 

", wIrd die Exis tenzbedingungen der kleinen und mj. ttler(3n Unternehmen . 
• ~ • "f"" • 

'~:':' ent$chetdend peeinflussen: 
, ;:r: ." 

. . ~. ',', 
Unter anderem enthält der Entwurf der Gewerbeordnung 1971 

'~<-"fC;lgende B<3S tünmungen.. die f(j.T' gC',{8rb 11che Klein- und Mi t te Ibe.,.. 

tr.iebe von besonderer Bedeutungstnd:lnsbesondere durc~ die 

Erleichterung des Übe-rganges ln v8:"1!mn,dte Gev'lerbe werden die be­

rufliche Mobilität erhöht und nutwendj.ge Strukturanpassungen~er-
I 

leichtert. Diesem Zweck: dienen auch die Verminderung dlel' Zahl 

der konzessionierten Gewerbe undjer \I",-::J tgehende v.Je~f~ll der 

Bedarfsprüfung. 

Durch Edne Erwei teru,J.'1g des BeY'ech tigungsumfangesder ,einzel­

nen Gewerbe \i'ierden die Betriebc-5inhaber in die Lage vensetzt, die' 
". '" 

vorhandenen Betriebsmittel bestmöglich auszunUtzen. 

, , 
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Schließlich tr~gt auch die Einr~umung der M5g1ichkeitder 

FUhrung~lon tn vrLrtsc .. I1a, .. ftlichem und fachlichem Zusammenhang mit 

der T~tigkeit des Hauptbetriebes stehenden Nebl3nbetrieben zur 

Existenzerhaltung der gewerblichen Kl.ein- und Mittelbetriebe bei. 

f"Iaßnahfnen auf dem Gebiete des l\uBenl'landels 

Unter Bedachtnahme auf die starken außenwirtschaftlichen 

Verflechtungen der österreichischen '\Alirtschaft, die auch für 

KJein- und Mi ttelbetrieb.e des Handels und des Gewerbes bedeutsam 

s1nd~ mUssen auch Aktivitäten der Bundesregierung hervorgehoben 

werden, die zur Existenzerhaltung dieser Betriebe dadurch beitragen, 

daß sie deren Schutz vor ausländischen Dumpingpraktiken oder vor 

niedrigpreisigenmarktst5renden Einfuhren be~\'iirken. Dem B:undes-

m:lnm:.er· für Handel, Gewerbe und Industrie 

Sektor bei der'Schaffung entsprechender legißlativer Grundlageriin 
~ 1'''1 rif""~ AY"':-'~"'::" ~ ...... ~C!',-~c: .;-r7 ..:., .. 1('71 ... ).,:t dw"c". 1·-I·t·~ .. T\4;"::· 1r~- -t·· 1 Y ;T1' ... ~es0tzes " 0.- m ' ... c " ~.:;.~,.:';'.!:.::;: lJ.! n2.~}J'.üf2.::.:. '" (~::::'~-::"-.::;,L....:;;: C), '. 0. '!,;, "" .'. j , J~:..:"..:~_::.:.!.e. r } ~::-.'§":::.?2:.:~._li.:;; ·::'S.:.~';"::. __ :':"_::"" 

bereits j.m Zuge der \Torar'betten gelungen, eine Übereinstimmung 

der Interessenvertretungen hinslöStlieh der notwendigen Maßrtahmen .. 

zu erzielen. Die in der Folge dem Parlament vorgelegten Regierungs­

vorlagen eines Antidumpülggese'czes 1971 und eines Anti-:Markt-, 

st5rungsgese tzes wurderi s timmenei nhellig generunJ.gt. Diese Ge'setzes­

beschlüssevIerden an Stelle des am 31. 12.1971 c).ußer Kraft: t:cetenden 

Antidumpinggesetzes 1967 treteri. 

DarUber hinaus hat aber~_e Bundesregierung auch im Jahre 1970 

bei der ~usarbeitung eines Gesetzentwurfes Uberzoll~echt11che Maß­

nahmen g~genUber 8taaten y Gebieten und Gebietsteilen, auf die die 

Bestimmungen des GA'rT nicht angewendet v/erden, fUr die Exist9:L1Zer-

. haltung von Klein- und Mittelbetrieben vorgesorgt, in dem dl~ 

Regierungsvorlage, die 19 ., r. 1""-0 ('B"'BI 'h- '11·') \ am .l .• 1 c. ':J ( • \. lr. L~r •. '1" ,:,)' vom National-

rat beschlossen wurde, ausdrücklich die M5g1ichkeit von Sonder­

regelungen vorsieht, wenn infolge einer unvorhergesehenen Ent- . 

wicklung Waren in derart erhöhten Mengen und unter derartigen 

Bedingungen eingefUhrt werden, daß dadurch den itiländischen Er-

Z eugern g. 1- e:i eh:;::, Yd"l"gPI' or3 '''''('' 11nl'nJ' 'i-'~'''~ 11J&·· r k()Y"i·-l l r r '·j· el~E>Y1C·i P"" \.J a 'L"(-'ln fO>'j TI J ...... " .... _ '" _.,-" J.. ......... L \J:>_ .\" ".."_ .... ~v'V""'__ .J- .Lj,:'I.....~ •• J.._'" .......... '-,.L .' ........ ' .... --

ernsthafter Schaden zugef-Jgt ~ wird oder zugefügt zu werden "droh t. 
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Nach dem. großen Kapl tel der ,orwiegend vom BundeSliünlsterium 

fli.r Handel, Gew.erbe u:nd J:ncl1:lSitr'ie zur Erhal,tung d~:r gesundcpn ,~le.in;~·. 
f' .' 

und Mittelbetriebe ergriffenen Initiativen möchte ich nunmehr 

auf die im Rahmen des ERP-Fonds getroffenen und dem gleichen 

Zweck dienenden Maßnahmen verwe:i.sea. Im einzelnen wäre ;.dazuauszu­

fUhren: 

Haridel, Gewerbe und Verk~hr 

Im Rahmen des Jahresprogrammes 1971/72 des ERP-Fondswerden 

flir die Einräumung von ERP-Mittelkrediten fUr industrielle und 

gewerbliche Investitiönsprojekte mit einem Krediterfordernis Uber 

S 100.000,-- bis S 500.000,-- bis zu S 100 Mio. bereit gestellt. 

Kredi te d-tl:e:13er Grö~er:i6:b"dnun&;: ,~ipcf :~.nsGe.sqnd:ers ftj.ir Ideih'" urfr:l.'" 

Mi ttelbetriebe des Handels, Ge';'lerbes und des Verkehrs geeignet. 

Die Zuerkennung dieser Kredi te erfolgt unter Be3\)!1\:;UHB; .der folg~nden 

Kriterien, I'JObei Fami lienbetriebq besondei's: zu fördeern sind • Bei> 

Zutreffen mehrerer Punkte der Kriterien ergibt sich eine höhere 

Prtorität. 

Die Kriterien sind: 

l~}Anpassung und Umstellung 

2 .•.• Verbesserung der Regionalstruktur 

3.' :Ra tionalisierung der Produktion 

1.~. Erwei terungs- und v-lachstumsprojek'ce· 

5. Forschung und Entwicklung und Innovation 

6. Strukturverbei::isernc1e unCirltegra tionsfördernde 1J.li.1ova ttonen . 

d~s Handels- und Lagerhaus~ und Verkehrs- und des Speditions­

gewerbes sowie anderer Dienstleis t:J.ngsunternehmungen. Inve­

stitionen des Handelsgewerbes können aber nur insoweitgef'ördert 

werden, als sie der VerarlJel t:.mg des Erzeugnisses unmi ttelbar .. 

vor seiner. Konsumreife oder der Schaffung insbesondere von 

solchen Lagerungsobjektepdienen, die~esondere technLs~he 

Installationen erfordern. 

DarUber hinaus steht es den Klein- und insb~~onders Mittet~ 

betrieben frei, Anträge auf Gew~hrung von ERP-Investitionskrediten 

mit einem Krediterfordernis von mehr alsS 500~000,-- einzubringen. 

• • 

! . 
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FUr solche industrielle und gewerbliche Investitionsprojekte steh~n 

im Rahmen des Jahrespl'ograti1mc,s 1971/7:~2 S .550 ·[1110. zyr Verfügung. 

Fremdenverkehr 

Im Rahmen des Jahresprogrammes 1971/72 des ERP-Fonds stehen. für 

die Finanzierung von Investitionen auf dem Fremdenverkehrssektor 

S 150 Mio. zur Verfügung. Es werden hiebei folgende Vorhaben 

berücksichtigt werden: 

1. Beherbergungsbetriebe mit mindestens schon vorhandenen 30 

Betten, ohne Notbetten, wenn ein Auf-, Um,.. oder Zllbau bea'~:)­

sichtigt ist. 

Beherbergungsbetrieb'e .m:t t mindestens 55 Betten, ohne Notbci'tte;p., 

'Vlenn ein. Neubau beabsi chtigt i si:::. . . 

2. BergunterkUnf'te rni t Hotelcharakter mit nündestens schon vor-

handenen 15 Betten, ohne Notbettert. 

3. Verpflegungsbetriebe fremdenverkehrsmäßiger Art. (Insb~sonders in 

Gebieten~ wo die Verpflegungskapazit~t derzeit nicht ausreicht). 

4. Schleppliftegdurch deren Errichtung bestehende Seilbahnen' er-

gärtzt werden oder eihe zweite Saison ermöglicht wird~ 

5. Sc:hwimmbäder ~ wenn diese einen dringenden Ergänzungst:edarf zu 

bereits bestehenden Fremdenverkehrsein~ichtungen darstellen, die 

lnsbesondere [Ur ale Erri chtung elner z'wei ten S21.son von aus­

:schlaggebender Bedeutung sind. 
'0. Kurmt ttelhäuser .• soferne dadürch ein wesentlicher Bei trag ,für 

die Belebung desl"remdenverkehrs zu erwarten ist. 

Verkehr 

Im Rahmen des Jahresprogrammes 1971/72 des EHP-Fonds stehen 

fUr die Finanzierung von Investitionen Uber S lOO~OOOi-- auf dem 

Verkehrssektor S 60 Ml0. ZI_lY' Verfügung. Es. werden hiebei folgende .. 

Vorhaben berUcksichtigt werden: 

1. NeuerrJehtung bZ1,v. i\nsc.!haffung von l\nlagen oder sonstigen Ver­

kehrseinrichtungen~ 

2. Modernisierung von Anlagen und sonstigen Verkehrseinrichtungen. 

sowei t es st eh in erster Linie u.m Sei Ibahnen.. zwei teris Sesse 11i tte . .1 

weit~rs Binnenschiffahrt und andere.Verkehrseinrichtungen handelt. 
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Von diesen Ir:vestj.tionerl wCI'c1en jene bevorzugt behandelt, 

die einem, oc1.er mehr~ren der: ni.',c}:-{stehenden Kri teri~n entsprechen. 

a)Investitionen, die die Wettbewerbsf~higkeit der österreichi­

schen Fremdenverkehrsv-rirtscha{t mit dem Ausland gewährlei s teb, 
: .' 

b) Investitionen, die der Schaffung einer zweiten S~ison in be~ 

stehenden Fremdenverkehrsgebieten dj.enen, 

c) Investitionsvorhaben in Erschlie9ungsgebieten, wenn durch deren 

DurchfUhru:ng eiri rascher Aufschwung des Fremdenverkehrs zu 

erwarten ist, 

d) Investitionen in Gegenden, die ohne entsprechende Maßnahmen von 

der Entsiedlung bedroht sind • 

. Auch au~ dem Gebiet des Abgabenrechtes wurd~ri seitens der 

Bundesregierung Maßnahmen getroffen, die zur Erhaltung der noch 

gesuFlde-n Klein- und Mi ttelbetrü;b(~ bei tragen. yf:ier wä1?ei1 irsbeson:" 

dere folgende Akti~itäten zu erwähnen: 

1) Mit der Einkommensteuerge~etz-Novelle 1970, BGBI.NI'. 370, 

wurde der Absetzungsbetrag fUr den mittätigen Ehegatten g~m. 

;.§ ~ Abs. j+ Ziffer }+ Einkdliinensteuergesetz 1967 von bisher 
.t.m:Lndestens S 10.000 auf nunmehr m:Lndestens S 12.500 und von 

bisher höchstens S 15.0003.uf nunmehr höchstens S 19.000 im 

. Falle der Vollbeschäftigung angehoben. Der Absetzungsbetrag 

bei Teilbeschäftigung wurde von bisher S 3.000 a~f S 4.500 erhöht. 

Die Erhöhungen kommen im besonderen Maße den Ihhab~rn von Klein­

und Mittelbetrieben in Handel, Gewerbe, Verkehr und FremdenVerkehr 

zugute. 

2) Seit der zitierten Novelle werden Dienstverh~ltriisse (unter 

anderem) z)'iischen Ehegatten ei.nkommensteuerlich anerkannt. 
Auch dies gereicht besonders den Inhabern der genannten Klein­

und Mittelbetriebezum Vorteil. 

3) S~it der Einkommensteuergesetz-Novelle1970 können auch Ein­

nahmen-Ausgabenrechner im Wege eines steuerfreien Betrages fUr 

künftig zu leistende Abfertigungen einkommensteuerlich vorsorgen, 

eine Regelung, die sich eb~nfalls zu einem guten Teil zugunst~n 

der Inhaber der er\'Tähnten Klein- und Mi ttelbetrlebe ausv.firkt. 

i· 

. ; 

! 
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4) Die mehrfach zitierte Einkommens~euergesetz-Novel1e brachte 

auch eine 'ra::.'ifrefOJ?JIl Z\J.gu~lsten der Bezieher kleiner uNd mittle­

rer Einkommen. Im Hinblick auf die E:i.nkommenss"truktur der 

Inhaber von Klein- und ~1Ji ttelbetrlt'ben tr&.gt auch diese Tartf­

reform zur Erhaltung der kleinen und mittleren selbständig er­

werbst~tigen Betriebe bei. 

S) Durch die Verordnung des Bundesministeriums für Finanzen vom 

=3. ~1e;rz 1971, BGBl.Nr. 105 .• übeT' die Aufstellung von Durchsqhnitt-
, ", - .. 

sätzen für die Ermi ttlung des Umsatzes und des Gewinries bei 

nichtbuchfUhrenden Gewerbetreibenden wurde rUrkleine Hand­

werksbetriebe, die bestimmten Gewerbezweigen angehBren, die 

Umsatz.,;.. und GewinneI'mi ttlung für die J'ahre 1971. und 1972 verein­

nicht • 
6 '/1 Tnl rv'1a.~ JO

• ~ . d.J. wurde~ wn die negativen Auswirkungen der inter-

nc:,tionalen \iJährungskrise auf unsere Vlii,·tschaf:t möglicflst ge,ring 

zu halten, eine Aufwertung des Schillings beschlossen. Um 

unserer Exportwirtschaft und hier vor allem den kleineren und 

mittleren Unternehmungen die durch diese Aufwertung entstandenen 

Anpassungsschwierigkeiten zu erletchtern und um dle Kon1currenz~ 

fähigkeit unserer Wirtschaft auf den internationalen ·Mgrkten zu 

fördern~ wurden gemeinsam mit qen Wirtschaftspartnern sogenannte 

flankierende fvlaßnahmen erarbei tet. Zu diesen f!flankierenden 

Maßnahmen l1 gehören auf dem Gebü~te des Einkommen'"" und Ertrags--

steuerrechtes 

a) die Erhöhung der vorzei t:Lgen Abschrej. bungfür uribewegli ehe 
1';l·I"'+-s·1 ... ~t·t'~ {it -" dc>~ l\ lro <~"""'mi-\crol')S T ?O v H ~.... LI .... C . .la. \ .. ,n~Jgv. eJ.. ...... t::) ii.D .. c .. g..:. '.,Je.:... J \-'O~'" J" \fon __ ".. • 8uf25 v.H. 

der Anschaffu.ngs-. oder' Herstellungskosten und die Erhöhung der 

vorzeitigen Abschreibu.ng auf 50 v.H. der Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten fUr Gebäude~ soweit sie rUr Wohnzwecke 

betriebszugehöriger Al'bei tnehrner bestlmmt sind· (§6c Abs. 3 EStG), 

b) die EinfUhrung eines Investittonsfreibetrages fUr Unter­

nehmungen, die nicht schon die bisher best~henden Möglichkeiten 

der vorzei tigen ;\bsel1relbung (jder der Investitionsrück18,ge 

ausnUtzenJwobei Betri~be um 20 % mehr abschreiben k~nnen, 

als die Anschaffung gekostet hat (§ 6r EStG). 
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Diese Ma.2.nahmen vmrden ·ln der· 2. Einb:mmr211steuergesetz-Novelle 

1971 getroffen, durch welche auch die Steuerbe~atungsk0sten als 
'7 ...... 

abzugsfähige· Sonderausgaber: in derl § 10 Abs. 1 z" 9 ES':;G Eingang· 

gefunden haben, smvei t 51e nj.cht ohnehin als Werbungskosten oder 

Betriebsausgaben z~ behandeln sind. 

Ma"ßnab.JTIen im AufgabenbereJch des Bundesministeriums für 

Finanzen, die der Ausfuhrförderung dienen: 

a) Im Bereich der Ausfuhrf5rderungbesteht ein Finanzierungsver­

fahren für geförderte Exportgeschäfte, das auf Grund von Wechsel­

bürgschaften des Bundes mit Hilfe von Rediskontmaßnahmen der 

OeNB zusta.ndekommt. Dadurch·ist es möglich, Exportgesehäfte mit 

einem niedrigen Zinssatz (derzeit insgesamt 6 % p.a. Gesamtk6~ten) 

zu finanzieren. Die Höchstkreditdauer in diesem Verfahren beläuft 

sich auf ~:; Jahre, sodc:..ß gesagtwer-den kann, daß dl.eses Verfahren 

vor allem den gegenständlichen Eetrieben, soweit sie Exportge~ 

schäfte betreiben, zugute~ommt. Somit wird auch ein Beitrag zu 

ihrer Gesunderhalt~ng geleistet~ 

b.}:,Irri Zlrge der flarilc.lererlden r.ts.ßnähmen im Zusammenhang li!i t der 

<S:~~l:Ülling-Aufwertung w"ü'cle vorgesorgt J daß nunmehr die Wechsel'­

bÜrgschaften deS Bundes demfj.no.D.zJ.8T'enden Kredi tinsti.tut gegenüber 

äuch während des Produkt:_onszei traumes wirk:sam sind. Diese··Maßnahme 

.,hatauch zum Ziel, bankmäßige Siche:::,hej. ten der. Exportbetriebe fü·r 

,die ,Finanzierung an,derer l·laßnahmenfrei zu stellen. Da sich er­

:"fahrungsgemäß gerade die Je' ein- und r,Ii ttelbetriebe in der Bei-

. ,",.os'te llung von bankmäß:i.gen Sicher:-l(;:i. ten hart tun, kann auch di,ese 

Maßnahme als Beitrag zu deren Gesunderhaltung gewertet werden. 

Darüber hinaus trägt sie ebenfalL3 ZUT' Senku.ng der k1'edi tl{osten- . 

mäßigen Gesamtbelastung der Betriebe bei. 

c) Bei entspreChender Beurteilung des ausländischen Abnehmers ist 

die HaftungsUbernahme bei Garantien G 3 (gebundene Finanzkredite) 

und G 9 (ForderLingsankauf durch Kreditunternehmungen) auch ohne 

BeibriD,gung einer Bankga1'2~ntie fUr 100 % des Geschäftsfalles nun­

mehr möglich. In ähnlicher Weise kann in Hinkunft bei Einzel- und 

Rahmengarantien (G 1, G 5 und G 6) der Selbstbehalt fUr T.t;"irtschaft­

liehe Haftungsf~lle mit 10 ~ 01nstatt bisher mit 20 %) festgelegt 
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Herden. Vor allem die letztgenannte Maßnahme kommt den Klein-

und Mittelbetrieben zqgute, da hiebei in SChade.nsfttllen durch 

einen vergrößerten VersicherUngsschutz ebenfalls zu ihrer Gesund­

e~haltung beigetragen wird. 

d) Im Zuge der flankierenden Maßnahmen wurde ferner dafUr vorge­

,sorgt, daß beim Verkauf von .Exportforderungen an Finanzierungs­

institute Schäden, die exportseitig Zll vertreten sind. nicht'mehr 

, - -"-cfe'n Verlust der Bundeshaftung für das P·inanzierungsinst-i tut be;:­

wirken. Es kann daher argumentiert werden, daß dadurch gerade den 

Klein- und Mittelbetrieben der Verkauf von Exportforderungen und 

dami t die ~.~n~!!zlerur~e;;.._des Betr~~;bes Hesentlich erleichtert .. Nird. 

Mit 31. Dezember d.J. wUrde die derzeit geltende Zollfrei­

zonenregelun.g auslaufen. Ti;n Zuge der Beratungen j.Jber dte' :flankieren­

den Maßnahmen wurde beschlossen, die Zollfreizonenregelung in 

modifizierter Form zu verläng.ern. 

Der Vollständigkeit halber seien auch folgende Initiativan-. 
träge ervlähnt J die im Nationalrat. - Ob'rlohl von den Opposi tj_onspar­

teien eingebracht-- mit den Stimmen der Hegierl.lngspartei angenommen 

l.tJurden: 

a) die Novelle zurn Familienlas'cenausgleichsgesetz 196'7 vom 17. März 

1971, BGBJ .• Nr. 116, mit welcher die Hinaufsetzung des Freibe­

trages bei der Bemessungsgrundlage für den Dienstgeberbeitrag 

zum Ausgleichsfonds fUr Familienbeihilfen von monatlich 

S 3.000 auf S 5.000 und des fUr die Anw~ndung des Freibetrages 

maßgebenden Grenzbetrages von monatlich S 5.000 auf S 7.500 

erfolgte j 

b) die Novellierung des Geherbesteuergesetzes 1953 .. BGB1.Nr.92/1954 

in der geltenden Fassung, womit die Steuermeßzahlen fUr den 

Gewerbeertrag geändert wurden, VIelehe nunmehr betragen sollen 

bei natürlichen Personen und bei Gesellschaften im Sinne 

des § 1 Abs. 2 Z. 1 

fUr die ersten 30.000 S (bisher 24.000 S) 
des Ge;,\rel'bee:rt~ages ~ .......... e" ••• ~ •••• ~ (] ••• " .. ~ •• "0 "" .Jr~ 
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fUr die weiteren 40.000 S (bisher 36.000s) 
d~s Gewerbeertrages .•.•.•.... w ••••••••••••••••••• 7 v.H. 

für diewej_tere!1 )5.000 S (bish(~r 30.000 S) 
des Gewerbeertrages .•.••••...•.• ~ ..•.•..•.•.•.. ~~6 v.H~ 

fUr alle weiteren Beträge des Gewerbeertrages 5 v.H. 

.' -bei arlderen UnterneJ1men~ (> •••••• tI ••••••••••••• 4>. ~ ~5 v.H~· 

(Dieser Gesetzesbeschluß hat den Bundesrat noch nicht passiert). 

Ebenfalls der Vollständigkeit halber :seien hier aaf die 

-firt~nziellen ZuschUsse fUr So~ialleistungen im gewerblichenBe~eich 

hingewiesen, weil diese ei~erseits einen wesentlich~n Beitrag zur 

Sbrukturbereinigung im Bereicl1 der ge\.'lerblichen wirtschaft dar­

stellen und andererseits gerade fUr die Inhaber von Klein- und 

Mi ttelbetrieben eine weseütliche UnterstUtzung :Für den Lebensabend 

darstellen. Laut Bundesvc.ranschlag 1971 beträgt der Bundesbeitrag 

521 Mio. S die Überweisung gemäß § 27, Abs. 2, GSPVG 759;988 Mio. S; 

an Ausgleichszulagen "v.~rden aus Budgetm;i.. tteln int Bereich der 

Pensionsversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft 494,1 Mio. S 

im laufenden Jahr zur Verfügung gestellt. 

Die seitens der Bundesregierung 1m Aufgabenbereich des Bund~s-

·ministeriumsfUr soziale Verwaltung beschlossenen bzw. initiierten 

fvlaßnahmen sowie die vom Ressorts8lbs t en'cv.r1 cke 1 ten Al{ti vi·tä ten 

kom~en zu einem wesentlichen Teil auch den kleinen und nlittler~n 

selbständig erwerbstätigen Betrieben zugute. Hier sei . unter anderem 

da:t'auf verNiesen, daß durch diese fvIaß!·li:Üllllen sowohl Arbei tslcräfte 

aus den noch vorhandenen Arbeitskr~ftereserveri fUr das Arbeits­

lcräftepotentj_al gewonnen a 13 auch dj e berl1.fli chen '~uali fika ti onen 

der Arbei tslcräfte verbessert werc1en konnten. Dies dient der 

~sterreichischen Wirtschaft und vor allem auch den kleinen Be­

trieben, die dieE:e Aufgal.1en mtt (::ig811en Mitteln ntcht erfüllen 
könnten. 

Entsprechend dem hohen Anteil von Klein- u~d Mittelbet~ieben 

in österrej.ch(von den insgesamt 207.819 Betrieben haben. 177.892 
unter zehn und 199.479 unter fünfzig Beschäftigten, das sind 96 %,' 
der Betriebe) kommen die Mawnal1111'2n der' Arbei tsmarktpoJ.i tik zu 

einem guten Teil diesen kleinen Betrj_e~;en zugute. 
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Der Erfolg und dj_8 htrksamkei t dieser Haßnahmen ergeben sich 

aus den folgenden Zahlen Uber den g.esamtenfinanziellen Aufwand 
-':';"" . 

für arbei tsmarktpoll. ti sehe Ma ßnahmen 0 

l. Halbjahr ganzes Jahr 

1969 59 Mio. s 91t Mio. S 

19TO 84 Mio. S 162 1\110. S 

1o-'1 ./ I ..l. 170 Mio. s 335 Mio. S (geschätzter 
Gesamtaufwand) 

Der Gesamtaufwand für das Jahr 1971 steht noch nicht fest, 

ist jedoch aufgrund der bereits eingegangenen Verpflichtungen 

und der vom BiJ_ndesministerium für soziale VerVla]1ühg in die \'lege 

geleiteten Inanspruchnahme zusätzI1(~her Mittel nach" A-rtikel 111 

Abs. :3 des Bu.ndes-Finanzgesetzes 1971 mi t großer \vahr[·:;cheinlich~· 

kei t Zll fix) .. er'en, da m:L t einer volJ,en AusnU.tzrmg diese·sT~etrag~,s 

zu rechnen tst. 

Der Vergleich zwischen 1969 und den übrigen Jahren ist nicht. 

ganz gegeben, weil 1969 auch andere Beträge als solche für Bei­
hilfen irt die Zahlen einbezogen sind und in der Zwischenzeit aus 

budgettechnischen Gründen eine Veränderung der Budgetgliederung 

eingetreten ist. 

Aus d~n Mitteln der Produktiven Arbeitslosenfürsorge wurden 

in den v'linterrnona ten 1969/70 Beih:L Ifen im Gesamtausmaß von ct6 fYI111io­

nen zuerkannt. ImWint~r 1970/71 wurden 103 Millionen zuerkallnt. Es 

l,.;Ji)rden daher im vergangenen \ilinter um 30 bis 40 'y{, mehr ausbezahlt 

als im Wjnter 1969/70. 
Wie die vorstehenden Ausführungen zeigen hat die Bundesregierung 

mit den Mittelll der Arbeitsmarktpolitik nicht zuletzt zugunsten 

der in Diskussion stehenden Betriebe viel unternommen und beab-

sichtigt, dies'~ ."PolitH:: fortzusetzen. 

Im Hahmen der Vorberettungen für eine Novellierung des Heim-

8.rbei tsgesetzes werden auch d:i.e Schutzbestimmungen für Zwischen-

meister, das sind jene Gewerbetreibende, die allein oder unter f'.1i t­

hilfe von Familienangehören oder fremden Hilfskräften bei wesent­

licher Mitarbeit am StUck für Auftraggeber tätig sind, einer 

Überprüfung unterzogen. Hiebei wird auch die Frage untersucht, wie 
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die für den Kleinbetrtc:b ungUnstigen AJ_s',l!irkungen der nach 

der derzeitigen Rechtslage möglichen Praxis~ wonach der Auftrag­

geber ohne rechtzei tige Verf~tändigung die Auf'tr8.gserteilung 

jederzeit einstellen kann, gemildert werden können. 

Darüber hinaus wird in de}.' Anfrage Auskunft über MaßnarJlnen 

der Bundesregierung verlangt~ die eine sozialrechtliche Benachteili­

gung der Gewerbetreibenden aus den Bereichen der Klein- und 

Mi ttelbetriebe gegenüber' den uIlse"U)stEnöig Erv~'erbstätigen be­

seitigen sollten. Aus ~er Anfrage geht aber nicht hervor, worin die 

Benachteiligung der genannten selbst~ndig Erwerbstätigen in sozial­

rechtlicher Hinsicht erblickt Werden soll. Die von der Bundes­

regierung im Einklang mit der Regierungserklärung getroffenen Maß­

nahmen auf dem Gebiet .des 30zialrechtes beispielsweise im Bereich 

der Sozialversicherung, nämlich die Richtzahlverbesserung, die 
I 

eine gerechtere Anpassung der Pensionen bewirkt, die: ErhUhung der 

Witwen- und Waisenpensionen ßowie des Anheben des Richtsatzes für 

. die Ausgleichszulage gelten jedenfalls im gleichen Umfang auch 

für die Pensionsversicherung der ~lE;lbständigen. 

Am 1. Juli-'1971 ist im übrigen das Gevv-erbliche Selbständigen­

Krankenversicherungsgesetz wirksam gewordpn, das die Krankenver­

sicherung der in der gevrerblichen Ilürtschaft selbständig En'ierbstäti­

gen auf eine neue finanz:Lel10 und o~q;a:ni sa tort sehe Grund lage ste 11 t. 

Im Zusammenhang- mtt MaJ3nahmen der BlJndesregieru.r:.g zur Er­

haltung der noch gesunde~ Klei~- und Mittel.betriebe müssen schließ­

lich aueh Maßnahmen aus dE'ül 8ere1oh des Dunde2min:i.steriums für· 

Verkehr ervlähnt werden, d:.Le diesem Zweck dienerl.. 

Die Regel tarife der österY'eiehischen Bun0.esbahnen sind .trotz 
eingetretener erheb1:i.cher K'ostenste:i.gerUngen unverändert gebl).eben, 

Obv-lOhl deren letzte Festsst;;U:'1F; mehrere Jahre zUrüskliegt.· Da die 

öBB-Tari fe ni cht nur d 1e P:t:"81 sgesta 1 tu:-~g auf dem Verkehrsmarkt , 

sondern insbesondere die Kalkulationsbasls der gewerblicllen Wirt­

schaft beeinflussen, kOlnmt (hese Grundhaltung bei der 'I'arl tgestal­

tung in besonderem f>1aBe deh Inhabe'rn von Klein~~ und Mi t t'E;-!lbe 'c rieb en 

im .Handels-, Gewerbe- tJ.nd FremCier~verkehrssekttJr zugute. 
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Auf dem Verkehrs:e::ek::tor werden den privaten Schiene.nbahnen 

durch die auf Grund der Bestimmungen (les Priva.tbahnunterstützungs­

gesetzes vorgesehenen Unt~?x'stützungeYl i:i1 }ahre 1971 S 63,162.000,-­

zur A bgel tung von Si nn;:=thmer.:1,iJsF;::illen (jus gewährten Sozial t ~ri fpn 

und zur F'örc'lerung der L')vestitionst;~ti~Tkeit zur Verf"Uglmg gpstellt 

werden; damit wird fUr die Existenzs:i.cherung dieser Unternehmen 

ein sehr beachtlicher Beitrag geleistet. 

Gem~ß den Bestimmungen des Kr~ftfahrliniengesetzes werden 

Konzessionen für Kraftf'a}rc'linien auf Grund von f:I,ntr2igen nach 

Durchführung,der vorgeschriebenen 8rmittlungsverfahren erteilt. 

Die Oberste Behörde für Kraftf3hrlinien und straßenbahnen 

hi=il t sich hiebei vol,1 inhal tJ. ich :::in die -Bestimmung!,::n des Gesetze SI 

d. h., es werden keine TInters(;lüerJe bei der Konzessions(::rteilüng 

zwischen einem großen oder kl~inen Betrieb gemacht. 

Im gesamtösterreichischen Aufsichtsbereich ist kein PalI 

bek;:lnnt, wonrlch die Existenz eine~" der kleinen ode,r mi ttleren Unter­

. nehmungen des Kr3,ftf3hrli nienverkehrs ern<:;tlich gef::ihrdet wär~. 

Die Beantwortung der parlamentarischen Anfrage Nr.827/T 

betreffend industriepolitische 4ktivit~ten des Bundesministeriums 

fÜr H2H1~del, Gewerbe Und Inäustrie enthäl t auch Darstellungen 

über die Leistungen und Bemüh1~Ylgen der Bundesregien.mg im Sinne 

der gegenständlichen Anfrage. 'Um Wiederholungen zu vermeiden, 

darf ich mir erl auben, in Brgänzung zu den vorstehenden t\usführu.ngeYl 

auch auf die Antwortnote des Bundesministeriums fUr Handel, Gewerbe 

und Industrie zu verweisen. 

Abschließend ersuche • 1 
1.Ci'l die anfragend~n Abgeordneten dafür 

,_'-,. ... , •• ,,.' ·,_K::f ... ,,;r~ , •. , .. ;::'" 

Verständnis zu haben, daß ich aus verwaltungsökonornischen'U?e:r:": 

legvngen meine D.arst'ellungen nicht nach den Punkten der Anfrage€;~; 
gegliedert, sondern nach anderen Gesichtspunkten geordnet h~be. 
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